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VORWORT 

Die Probleme des Versorgungsausgleichs in Auslandsfällen 
haben aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zu Art. 15 und Art. 17 EGBGB an besonderer Aktua-
lität gewonnen. Die folgende Studie, die als Dissertation 
unter dem Titel "Der Versorgungsausgleich in Fällen mit 
Auslandsberührung" im Jahre 1982 der juristischen Fakultät 
Regensburg vorgelegen hat, wurde im Hinblick auf diese 
Entwicklung noch einmal überarbeitet und auf den neuesten 
Stand gebracht. Berücksichtigt werden konnte auch die Dis-
kussion zur anstehenden Reform des deutschen IPR-Gesetzes. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Dieter Henrich, 
danke ich für seine Betreuung und Unterstützung. Für kri-
tische Anregungen schulde ich auch Herrn Prof. Dr. Karl 
Firsching Dank. Den Herausgebern danke ich für die ehren-
volle Aufnahme in die Reihe. Ich versäume nicht, Frau 
Assessorin Nedelmann für die redaktionelle Überarbeitung 
des Manuskripts und ganz besonders Frau Schwarz für die 
schwierige und aufopfernde Herstellung des Typoskripts zu 
danken. 

Die Arbeit wurde mit dem "Kulturpreis für Ostbayern" 
ausgezeichnet, wofür ich der Energieversorgung Ostbayern 
AG meinen Dank abstatte. 

Stuttgart, im Oktober 1985 Wolfgang Adam 
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EINLEITUNG 

1. Überblick 

Durch das Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und Familien-
rechts (1. EheRG)^ ist das deutsche Scheidungsrecht in den 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen grundlegend geändert wor-
den. Die bedeutsamste Wandlung des Rechts der Scheidungs-
folgen vollzog sich durch die Einführung des neugeschaffe-
nen Rechtsinstituts des Versorgungsausgleichs. Die dem äus-
seren Anschein nach technisch perfekte Regelung ließ für 
die Praxis eine solche Fülle von Zweifelsfragen offen, daß 
sie nach den ersten Jahren der Rechtsentwicklung nur noch 
den Rahmen der rechtlichen Regelung absteckt. Erstaunli-
cherweise hat sich der Gesetzgeber einer Stellungnahme zu 
den in Fällen mit Auslandsberührung entstehenden Fragen 
enthalten, obwohl deren Bedeutung offensichtlich war. 

In der Anfangsphase der Einführung des Versorgungsaus-
gleichs wurden die Fragen der internationalen Zuständig-
keit und des anwendbaren Rechts selten mit der gebotenen 
Deutlichkeit unterschieden. Meist befaßten sich die Gerich-
te ausschließlich mit der Rechtswahlproblematik, zu der sie 
eine Vielzahl von Meinungen praktizierten. 

Für die Schwierigkeiten, die die Einordnung des Versor-
gungsausgleichs in das deutsche Kollisionsrecht bereitet, 
lassen sich drei Hauptursachen anführen. An erster Stelle 
ist die Komplexität des Rechtsinstituts zu nennen, in dem 
sich familienrechtliche und sozialrechtliche Komponenten 
anscheinend untrennbar durchdringen. Ein zweiter Grund ist 

1 Gesetz vom 14.6.1976 (BGBl. I 1421). 
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in dem beklagenswerten Zustand zu sehen, in dem sich das 
deutsche internationale Ehe- und Scheidungsrecht bei Ein-
führung des Versorgungsausgleichs befand und auch derzeit 
noch befindet. Seit dem Spanierurteil des Bundesverfassungs-

2 
gerichts von 1971 hat sich die Diskussion um die Verfas-
sungsmäßigkeit der Kollisionsnormen derart belebt, daß heu-
te kaum eine der Bestimmungen der Artt. 13 ff. EGBGB mit 
ihrem vom Gesetzgeber statuierten Inhalt oder - soweit 
dieser Lücken aufweist - in der bisherigen Interpretati-
on durch die Rechtsprechung zweifelsfrei angewendet wer-
den könnte3. Da die Gerichte dem Gleichberechtigungsge-
bot bei den einzelnen Kollisionsnormen in unterschiedli-
cher Weise zur Durchsetzung verhalfen, kam der Qualifika-
tionsfrage eine neue Dimension zu. Diese Entwicklung hat 
durch die Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts von 1983 4 
und 1985 , die die kollisionsrechtlichen Regelungen des 
ehelichen Güterrechts in Art. 15 I und II Hs. 1 EGBGB und 
des Scheidungstatuts in Art. 17 I EGBGB als gegen Art. 3 
II GG verstoßend für nichtig erklärt haben, einen vorläu-
figen Höhepunkt erlebt. Umstritten ist, wie diese Lücke 
im internationalen Güterrecht auszufüllen ist"5. Die Um-
deutung des Scheidungsstatuts (Art. 17 EGBGB) unter dem 
Vorzeichen des Gleichberechtigungsgrundsatzes durch den 
Bundesgerichtshof scheint dagegen nunmehr abgeschlossen 

2 BVerfG 4.5.1971, BVerfGE 31, 58 (73) = FamRZ 1971, 414. 
3 Vgl. BGH 29.10.1980, FamRZ 1981, 18 (= IPRspr. 1980 Nr. 

55b); BGH 9.7.1980, IPRax 1981, 23 (= IPRspr. 1980 Nr. 
68); OLG Düsseldorf 25.8.1980, FamRZ 1981, 50 (= IPRspr. 
1980 Nr. 69); OLG Düsseldorf 28.8.1980, FamRZ 1981, 143 
(= IPRspr. 1980 Nr. 59); OLG Stuttgart 12.7.1979, FamRZ 
1979, 932 (= IPRspr. 1979 Nr. 68); KG 16.4.1975, FamRZ 
1975, 627 (= IPRspr. 1975 Nr. 56). Vgl. aber auch OLG 
Frankfurt 16.1.1980, FamRZ 1980, 358, Anwendung des ira-
nischen Heimatrechts des Ehemannes, der mit einer US-
Angehörigen verheiratet war, auf die Scheidung, ohne 
die verfassungsrechtliche Problematik des Art. 17 EGBGB 
zu erwähnen. Vgl. zum Problemstand Henrich, Scheidung; 
Otto, Güterrecht. 

4 BVerfG 22.2.1983, IPRax 1983, 223; BVerfG 8.1.1985, JZ 
1985, 382. 

5 Vgl. OLG Karlsruhe 29.8.1983, FamRZ 1983, 1125. 
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zu sein^. Eine dritte Ursache für die Meinungsvielfalt bei 
der Qualifikation des Versorgungsausgleichs dürfte in den 
Zweifeln darüber zu suchen sein, ob das neugeschaffene 
Rechtsinstitut in seinem materiellen Gerechtigkeitsgehalt 
überzeugt7. Im Kollisionsrecht bot sich die Möglichkeit, 
über die Qualifikationsentscheidung für Auslandsfälle den 
Anwendungsbereich des Versorgungsausgleichs auszuweiten 
oder einzuschränken^. 

9 
Nachdem sich der Bundesgerichtshof im Beschluß von 1979 

für das Scheidungsstatut ausgesprochen und damit die Mei-
nung sanktioniert hat, die sich bei den Oberlandesgerich-
ten vorherrschend herausgebildet hatte, war die erste Pha-
se der Rechtsunsicherheit abgeschlossen. Entschieden hat 
der Bundesgerichtshof auch die Frage der internationalen 
Zuständigkeit, die im Verbundverfahren aus dem Verbundprin-
zip und im übrigen aus dem sachlichen Zusammenhang mit der 
Scheidung hergeleitet wird. Da die Entscheidung eine ein-
gehendere Analyse der Problematik der internationalen Zu-
ständigkeit nicht erkennen läßt, fragt es sich, ob hier 
nicht die Chance vertan wurde, den Anwendungsbereich des 

Vgl. BGH 11.1.1984, NJW 1984, 1302 (= IPRax 1984, 208); 
BGH 8.6.1983, JZ 1984, 139; BGH 22.12.1982, IPRax 1984, 
212; BGH 8.12.1982, IPRax 1983, 81; BGH 26.5.1982, IPRax 
1983, 180; BGH 8.6.1980, FamRZ 1983, 876. 

7 Ein Indikator dafür ist die in der Geschichte der Bun-
desrepublik bisher einzigartige Anzahl von Vorlagebe-
schlüssen und Verfassungsbeschwerden nach der Einführung 
des Versorgungsausgleichs, vgl. BVerfG 28.2.1980, FamRZ 
1980, 326 (328 ff.); Müller, W.; Schwab, Verfassungs-
widrigkeit. Diese Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zur Verfassungswidrigkeit des § 1587b BGB zwang 
den Gesetzgeber zur Einführung des Gesetzes zur Regelung 
von Härten im Versorgungsausgleich vom 21.2.1983 (BGBl. 
1983 I 105), das am 1.4.1983 in Kraft getreten ist -
mit Ausnahme der §§ 4-10, die mit Wirkung vom 1.7.1977 
in Kraft traten. Vgl. auch die ernüchternde Bestands-
aufnahme des bayerischen Justizministers Lang, Was wird 
aus dem Versorgungsausgleich?: FamRZ 1984, 317. 

g 
Vgl. Jayme, Versorgungsausgleich 2417: "Hinter vielen 
Auffassungen steht zudem mehr oder minder unausgespro-
chen das Ziel, einen Versorgungsausgleich - wenn irgend 
möglich - zu vermeiden." 

9 BGH 7.11.1979, NJW 1980, 47 (= IPRspr. 1979 Nr. 75). 
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Versorgungsausgleichs sinnvoll einzugrenzen. Geblieben 
sind auch die Zweifel an der Richtigkeit der Zuordnung 
des Versorgungsausgleichs zum Scheidungsstatut. Schon im 
Hinblick auf die anstehende Reform des internationalen 
Familienrechts"*"^ ist es angezeigt, die Auffassung des 
Bundesgerichtshofs auch insoweit zu überprüfen. Bedauer-
lich wäre es, wenn sich die Diskussion lediglich auf die 
Frage der Einbeziehung ausländischer Anwartschaften be-
schränken würde, die in jüngerer Zeit im Mittelpunkt des 
Interesses stand"'"'''. 

2. Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Verfahrensmäßig gesehen kann ein deutsches Gericht auf 
verschiedene Weise in die Lage versetzt werden, über den 
Versorgungsausgleich in einem Fall mit Auslandsberührung 

1 2 
zu entscheiden . Am häufigsten ist die Konstellation, 
daß der Versorgungsausgleich im Rahmen eines in der Bun-
desrepublik durchzuführenden Scheidungsverfahrens ansteht^. 

Vgl. den Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
internationalen Privatrechts vom 20.5.1983 (BR-Drucks. 
222/83). Dazu Stellungnahme des Bundesrates und Gegen-
äußerung der Bundesregierung (BT-Drucks. 10/504). 

1 1 Vgl. unten § 24. 
12 

Die vorliegende Untersuchung beschrankt sich auf die 
Rechtsfragen, die sich einem Gericht stellen können. 
Andere Perspektiven wie diejenige des Rechtsanwalts, 
des Notars, des Rentenberaters oder des Versorgungsträ-
gers werden nur behandelt, soweit sie für die Entschei-
dung des deutschen Gerichts von Bedeutung sind. Die Un-
terschiedlichkeit der Blickwinkel wird in den speziel-
len Studien zum internen materiellen Recht deutlich. 
Vgl. Bergner, Strukturen; Plagemann, J.; Sedemund-
Treiber; Kniebes/Kniebes. 

^ Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich auf den 
für die Praxis wichtigsten Bereich, den Versorgungsaus-
gleich bei Ehescheidung. Internationalrechtliche Fragen 
spezifischer Art treten auf, wenn der Versorgungsaus-
gleich nach der Nichtigerklärung (§ 26 EheG) oder der 
Aufhebung der Ehe (§ 37 EheG) durchzuführen ist. 
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Seltener vorkommen wird der Versorgungsausgleich, den ge-
schiedene Eheleute beantragen, nachdem ein Scheidungsver-
fahren in der Bundesrepublik oder im Ausland durchgeführt 
wurde. Besondere Probleme ergeben sich dabei, wenn ein 
Rechtsstreit über die Verteilung der Versorgungsanwart-
schaften bei einem ausländischen Gericht anhängig ist 
oder das ausländische Gericht bereits entschieden hat. 
Liegt ein ausländischer Richterspruch vor, kann der beim 
deutschen Gericht zu stellende Antrag auf Ergänzung, Ab-
änderung oder Aufhebung des Titels gerichtet sein. 

Der Versorgungsausgleich in Fällen mit Auslandsberüh-
rung wirft somit nicht nur die Fragen der internationalen 
Zuständigkeit und des anwendbaren Rechts auf, sondern kann 
auch die Rechtshängigkeit, die Rechtskraft, die Anerken-
nung und die Abänderung ausländischer Entscheidungen be-
treffen. Ein eigenes Gebiet ist die Vollstreckung aus aus-
ländischen Titeln, die die Verteilung von Versorgungsan-

14 wartschaften zum Gegenstand haben 

Die nachfolgende Untersuchung behandelt aus diesem wei-
ten Feld nur die grundlegenden Fragen der internationalen 
Zuständigkeit und des anwendbaren Rechts im Versorgungs-
ausgleichsverfahren, das vor einem deutschen Gericht im 
Verbund mit der Scheidung oder isoliert durchgeführt wird. 
Wenn vom Versorgungsausgleich die Rede ist, so ist damit 
allein das deutsche Rechtsinstitut gemeint. Inwieweit die 
deutschen Gerichte ausländische Regelungen anzuwenden ha-
ben, die dem Versorgungsausgleich funktional entsprechen 
oder ihm ähnlich sind wird nur insoweit mit einbezo-
gen, als die Anwendbarkeit der deutschen Vorschriften da-
von abhängt. Ausgeklammert sind die Qualifikationsfragen, 
die die Anwendung der ausländischen Rechtsinstitute auf-
wirft. 

14 
Die Aufzahlung der Problemkreise ist nicht abschlies-
send. Vgl. etwa zu den Auswirkungen des Versorgungsaus-
gleichs im sozialversicherungsrechtlichen Leistungsfall 
Hannemann/Kinzel 379 ff. 

^ Vgl. den Überblick über einige ausländische Rechte un-
ten Erstes Kapitel. 
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Als Fälle mit Auslandsberührung verstehen wir im Ein-
klang mit der internationalprivatrechtlichen Sprachrege-
lung nur jene, die durch einen Kontakt zu einem ausländi-
schen Staat gekennzeichnet sind. Ausgenommen ist der Be-
reich, der das Verhältnis der Bundesrepublik zur Deutschen 
Demokratischen Republik betrifft. Diese Beschränkung ist 
schon deshalb gerechtfertigt, weil die interlokalrechtli-
che Fragestellung wegen der spezifischen Rechtssituation 
der beiden deutschen Staaten Sonderprobleme aufwirft^^. 

Da die Gerichte erfahrungsgemäß nicht selten überse-
hen, daß der zur Entscheidung stehende Fall wegen seiner 
Berührungspunkte zum Ausland Besonderheiten aufweist, ver-
dient die Zusammenstellung der Fallgruppen mit Auslands-
berührung besondere Aufmerksamkeit. Der Bezeichnung "Fall 
mit Auslandsberührung" kommt dabei zunächst die Funktion 
zu, das Augenmerk auf die spezifische Eigenart des Falles 
zu lenken, die mit seinem Kontakt zum Ausland zusammen-
hängt. Sie gibt ein Großraster von Kriterien, deren Vor-
liegen es sinnvoll erscheinen läßt, die international-
rechtliche Fragestellung aufzuwerfen. Ob die Auslandsbe-
rührung für die Normanwendung relevant wird, hängt von 
dem Inhalt der maßgebenden Kollisions- oder Sachnorm ab. 
Erheblich in diesem Sinne ist die Auslandsberührung dann, 
wenn sie von der Kollisions- oder Sachnorm "aufgegriffen" 
wird. Dies kann die Anwendbarkeit des inländischen oder 
eines ausländischen Rechts zur Folge haben. Momente der 
Auslandsberührung können bei einer Gesamtverweisung des 
deutschen Kollisionsrechts auf das ausländische Recht 
auch bei dessen Anwendung Bedeutung erlangen. 

Welche Momente der Auslandsberührung relevant sind, 
hängt davon ab, welche Anknüpfungspunkte die anwendbare 
Kollisionsnorm verwendet. Nach der Konstruktion des deut-
schen internationalen Ehe- und Scheidungsrechts besteht 
Auslandsberührung vor allem dann, wenn das Personalstatut 

Die internationalrechtlichen Überlegungen können aller-
dings nutzbringend im interlokalen Bereich herangezogen 
werden. Vgl. Maier, K. 153; Schmeiduch, Der Einfluß 
von DDR-Aufenthalt auf den Versorgungsausgleich: Mitt. 
LVA Rheinprovinz 1979, 176. 
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eines oder beider Ehegatten auf einen ausländischen Staat 
hinweist. In den meisten Normen ergibt sich das Personal-
statut aus der Staatsangehörigkeit der Ehegatten, in ei-
nigen auch aus ihrem Aufenthalt. Umstritten ist, inwie-
weit das Staatsangehörigkeitsprinzip im EGBGB aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen durch das Aufenthaltsprinzip zu 
ersetzen ist. Die Angelegenheiten der den Deutschen gleich-
gestellten Mehrstaater, Staatenlosen und Flüchtlinge wer-
den wie diejenigen der Inländer behandelt. Je nach dem In-
halt der Kollisionsnorm kommt es auf das Personalstatut 
im Zeitpunkt der Eheschließung, während der Ehe oder bei 
der Scheidung an. Auslandsberührung ist nach dem System 
des deutschen internationalen Eherechts auch dann gege-
ben, wenn die Ehegatten einen Ehevertrag im Ausland abge-
schlossen oder ehevertraglich eine Rechtswahlvereinba-
rung getroffen haben. Zieht man hingegen die Kollisions-
normen des internationalen Sozialrechts heran, ist die 
Staatsangehörigkeit der Ehegatten weitgehend unerheblich. 
Auslandsberührung ergibt sich dann aus ausländischem Wohn-
sitz oder Aufenthalt sowie aus einem Beschäftigungsver-
hältnis im Ausland. 

Unabhängig davon, ob die Normen des internationalen Ehe-
rechts oder des internationalen Sozialrechts zur Anwendung 
kommen, liegt Auslandsberührung stets vor, wenn einer der 
Ehegatten während der Ehe ausländische Versorgungsanwart-
schaften erworben hat17. Ausländisch kann eine Anwart-
schaft sein, weil sie gegenüber einem ausländischen Ver-
sorgungsträger besteht - oder weil sie sich nach auslän-
dischem Recht beurteilt. Beides kann, braucht aber nicht 
zusammenzufallen. Ob ein Versorgungsträger in- oder aus-

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wird der 
Begriff "Anwartschaft" im folgenden als Oberbegriff 
der in den Versorgungsausgleich einzubeziehenden An-
rechte, Anwartschaften und Aussichten auf eine Versor-
gung verwendet. Zur Einbeziehung von Anrechten, d.h. 
fälligen Versorgungsansprüchen, obwohl diese im Wort-
laut des § 1587 I 1 BGB nicht aufgeführt sind, vgl. 
Palandt(-Diederichsen) § 1587 BGB Anm. 2a; Schmeiduch, 
Versorgungsausgleich. Soweit es auf den sachlichen Un-
terschied der Begriffe ankommt, wird dies jeweils be-
sonders hervorgehoben. 
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ländisch ist, hängt im Großteil der Fälle, bei denen es 
sich um Gesellschaften oder juristische Personen handelt, 
von deren Sitz ab. Ist eine natürliche Person Versorgungs-
träger, was nicht oft vorkommen dürfte, kann auch deren 
Staatsangehörigkeit oder Aufenthalt relevant sein. 

Die Untersuchung gibt zunächst einen Überblick über ei-
nige typische ausländische Regelungssysteme, die dem Ver-
sorgungsausgleich funktional vergleichbar sind (§§ 1-3). 
Die deutschen Bestimmungen werden als bekannt vorausge-

18 
setzt . Der Vergleich (§ 4) ermöglicht es, den Stellen-
wert, der dem Versorgungsausgleich zukommt, richtig ein-
zuschätzen. Er dient nicht dazu, die Vor- und Nachteile 
der materiellen Regelungen gegeneinander abzuwägen, son-
dern er will helfen, die kollisionsrechtlich erheblichen 
Fragestellungen zu erschließen. 

Die Feststellung der Voraussetzungen für die interna-
tionale Zuständigkeit des deutschen Gerichts zur Durch-
führung des Versorgungsausgleichs (Zweites Kapitel) ist 
für das Verbundverfahren (§ 7) und das isolierte Versor-
gungsausgleichsverfahren gesondert vorzunehmen. Soweit 
sich aus den Normen des internen Prozeßrechts und den von 
der Bundesrepublik ratifizierten Staatsverträgen keine 
Antwort ergibt, werden die allgemeinen Grundsätze für die 
internationale Zuständigkeit in Verfahren der Freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit herangezogen (§ 8). 

Die Bestimmung des anwendbaren Rechts (Drittes Kapi-
tel) setzt sich zunächst mit der lex-fori-Theorie ausein-
ander (§ 10). Die sich anschließende Überprüfung der sozi-
alrechtlichen Einordnung erfordert die Abgrenzung des An-
wendungsbereichs der sozial- bzw. sozial'versicherungsrecht-
lichen Kollisionsnormen und der Kollisionsnormen des inter-
nationalen Eherechts (§§ 11-12). Darauf aufbauend wird 
der Versorgungsausgleich zugeordnet (§ 13). Für den nicht 
dem internationalen Sozialversicherungsrecht unterfallen-

18 
Vgl. den Überblick über die deutsche Regelung bei Fir-
sching, Familienrecht 93-126 (unter Mitarbeit von 
W. Adam). Eine Zusammenstellung der bisherigen Recht-
sprechung gibt v. Maydell, Überblick 509 ff. 
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den Teil stellt sich die Problematik der internationalpri-
vatrechtlichen Qualifikation (§ 14). Nachdem der methodi-
sche Standpunkt verdeutlicht ist (§ 15), erörtert die Un-
tersuchung die Zuordnung zum Ehewirkungsstatut, die abge-
lehnt wird (§ 16). Die zwischen dem Scheidungsstatut und 
dem Güterrechtsstatut zu fällende Entscheidung wird zugun-
sten der güterrechtlichen Einordnung getroffen (§ 17). 

Anschließend zeigt die Arbeit an einigen zentralen Fra-
gen auf, wie sich die güterrechtliche Qualifikation aus-
wirkt (Viertes Kapitel). Behandelt werden der Renvoi {§ 18), 
die Einschränkung des Versorgungsausgleichsstatuts durch 
Art. 28 EGBGB (§ 19), die Einbeziehung ausländischer An-
wartschaften (§ 20), die Bedeutung von Eheverträgen für 
den Versorgungsausgleich (§ 21) und die Anpassungsproble-
me (§ 22 ) . 

Unter dem Aspekt der geplanten Reform des deutschen 
IPR untersucht die Arbeit die Konsequenzen der Ratifizie-
rung des Haager Güterrechtsabkommens aus dem Jahre 1976 
auf den Versorgungsausgleich (§ 23). Anhand der bereits 
vorliegenden Entwürfe für ein neues IPR-Gesetz wird so-
dann die künftige Regelung des auf den Versorgungsaus-
gleich anwendbaren Rechts diskutiert (Fünftes Kapitel). 
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